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6. Juli 1961 übermittelt das Bundesministerium für 

Landesverteidigung in der Anlage 25 Ausfertigungen 

des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem das Heeres­

disziplinargesetz geändert wird, samt Erläuterungen. 

Die Begutachtungsfrist endet am 2. März 1984. 

Beilagen 
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E NT W U R F 

Bundesgesetz vom .•...•...•.•...••.....•• 1984, mit dem das 

Heeresdisziplinargesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

1. § 13 Abs. 2 hat zu lauten: 

Artikel I 

"(2) Ordungsstrafen für Wehrpflichtige, die Präsenzdienst leisten, sind 

a) die Verwarnung, 

b) die Geldbuße, 

c) die Ausgangsbeschränkung bis zu sieben aufeinanderfolgenden Tagen, 

d) das Ausgangsverbot bis zu sieben aufeinanderfolgenden Tagen, 

e) die Ordnungshaft bis zu fünf Tagen." 

2. Im § 13 Abs. 3 ist die Zitierung "Abs. 2 Z. 2 lit. b bis d" durch die Zitierung 

"Abs. 2 lit. c bis elf zu ersetzen; die Worte "bzw. nach Art. XI Abs. 2 des 

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 272/1971" haben zu entfallen. 

3. § 39 Abs. 3 hat zu lauten: 

. "(3) Die Kommandanten der Dienststellen, bei denen eine Disziplinarober­

kommission für zeitverpflichtete Soldaten eingesetzt ist, haben aus dem Kreise 

der im örtlichen Zuständigkeitsbereich der jeweiligen Dienststelle in Verwen­

dung stehenden Berufsoffiziere sowie aus dem Kreise der zeitverpflichteten 

Soldaten und der zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion herangezogenen 

Beamten, auf die sich der Zuständigkeitsbereich der bei der jeweiligen Dienst­

stelle eingesetzten Disziplinaroberkommission für zeitverpflichtete Soldaten 

erstreckt, unter Bedachtnahme auf die Eignung und die dienstrechtliche 

Stellung dieser Heeresangehörigen, auf die jeweiligen örtlichen und organisa­

torischen Verhältnisse sowie auf die Bestimmungen über die Zusammensetzung 

der Disziplinarsenate (§ 40) die weiteren Mitglieder der Disziplinarober­

kommissionen für zeitverpflichtete Soldaten zu bestellen." 

4. Der § 40 Abs. 5 hat zu lauten: 

"(5) Die Senate der Diziplinaroberkommission für zeitverpflichtete Soldaten 

bestehen aus einem Stabsoffizier als Vorsitzenden und vier weiteren Mit­

gliedern, von denen, wenn ein Unteroffizier Beschuldigter ist, eines der 

weiteren Mitglieder Berufsoffizier und drei Unteroffiziere - nach Möglichkeit 
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zwei mi t dem gleichen Dienstgrad wie der Beschuldigte - sein müssen; ist eine 

Charge oder ein Wehrmann Beschuldigter, so müssen eines der vier weiteren 

Mitglieder Berufsoffizier, eines Unteroffizier und zwei Unteroffiziere oder 

Chargen - nach Möglichkeit mit dem gleichen Dienstgrad wie der Beschuldigte -

oder Wehrmänner sein." 

5. Der § 40 Abs. 6 hat zu lauten: 

"(6) Die Senate der Disziplinarkommission für zeitverpflichtete Soldaten beste­

hen aus einem Stabsoffizier oder Hauptmann als Vorsitzenden und zwei 

weiteren Mitgliedern, die, wenn ein Unteroffizier Beschuldigter ist, Unteroffi­

ziere - nach Möglichkeit einer mit dem gleichen Dienstgrad wie der Beschul­

digte - sein müssen; ist eine Charge oder ein Wehrmann Beschuldigter, so muß 

eines der weiteren Mitglieder Unteroffizier und eines Unteroffizier oder 

Charge - nach Möglichkeit mit dem gleichen Dienstgrad wie der Beschuldigte -

oder Wehrmann sein." 

6. § 64 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Gegen eine vorläufige Dienstenthebung ist kein Rechtsmittel zulässig. Der 

Disziplinarvorgesetzte hat jede vorläufige Dienstenthebung ungesäumt der 

Disziplinarkommission mitzuteilen, die über die Dienstenthebung ohne Verzug 

zu entscheiden hat; für diese Ent�cheidung gelten der Abs. 1 und der erste Satz . 
des Abs. 2 sinngemäß. Die vorläufige Dienstenthebung endet mit dem Tag, an 

dem diese Entscheidung dem Betroffenen zugestellt wird." 

7. § 65 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Die Diziplinarkommission entscheidet über die Verfügung der Dienstent­

hebung, über die Beschränkung der Bezüge eines vom Dienst enthobenen 

Heeresangehörigen und über die Aufhebung der Dienstenthebung ohne mündliche 

Verhandlung. Der Beschuldigte und der Disziplinaranwalt können gegen die 

Entscheidung der Disziplinarkommission binnen zwei Wochen nach Zustellung 

Beschwerde erheben. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung." 

8. § 72 Abs. 1 hat zu lauten: 

"(1) Disziplinarstrafen für Wehrpflich tige, die Präsenzdienst leisten, sind 

1. bei Offizieren, Unteroffizieren und Chargen 

a) der Verweis, 

b) die Geldbuße, 

c) die Ausgangsbeschränkung von sieben bis zu 14 aufeinanderfolgenden 

Tagen, 
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d) das Ausgangsverbot von sieben bis zu 14 aufeinanderfo!genden Tagen, 

e) die Disziplinarhaft bis zu 14 Tagen, 

f) der Disziplinararrest bis zu 14 Tagen, 

g) die Ausschließung von der Beförderung, 

h) die Degradierung. 

2. Bei Wehrmännern die in Z 1 genannten Disziplinarstrafen, ausgenommen 

die Degradierung." 

9. Im § 72 Abs. 2 ist die Zitierung "Abs. 1 Z. 2 lit. a, b und c" durch die Zitierung 

"Abs. 1 Z 1 lit. c, d und elf zu ersetzen; die Worte "bzw. nach Art. XI Abs. 2 

des Bundesgesetzes BGB!. Nr. 272/1971" haben zu entfallen. 

10. Im § 76 Abs. 2 ist das Wort "Prämie" durch das Wort "Monatsprämie" zu 

ersetzen; die Worte "bzw. nach Art. XI Abs. 2 des Bundesgesetzes BGB!. 

Nr. 272/1971" haben zu entfallen. 

11. Im § 77 Abs. 3 ist die Zitierung ,,§ 72 Abs. 1 Z. 1 lit. a und b bzw. Z. 2 lit. a bis 

d" durch die Zitierung ,,§ 72 Abs. 1 Z 1 lit. a bis f" zu ersetzen. 

Artikel II 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juni 1984 in Kraft. 

Artikel m 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Landes­

verteidigung betraut. 
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VOR BL ATT 

Problem: 

Bedarf nach Schließung einer Lücke, die sich aus dem Wirksamwerden eines 

Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes (Aufhebung des § 72 Abs. 1 Z 2 lit. d 

des Heeresdisziplinargesetzes) mit Ablauf des 31. Mai 1984 ergibt. 

Ziel: 

Novellierung des Heeresdisziplinagesetzes im unbedingt notwendigen Umfang als 

vorläufige Maßnahme bis zur umfassenden Neugestaltung des Heeresdisziplinar­

rechts. 

Inhalt: 

Schaffung eines einheitlichen Strafkatalogs für alle Soldaten, die Präsenzdienst 

leisten; Bedachtnahme auf die Judikatur des Verfassungsgerichtshofes zum 

Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 hinsichtlich der Dienstenthebung; Ergänzung der 

Regelung über die Bildung von Senaten der Disziplinarkommissionen für zeitver­

pflichtete Soldaten. 

Alternativen: ... 
Keine. 

Kosten: 

Keine. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Mit Erkenntnis vom 21. Juni 1983, Zl. G 1/83-8, hat der Verfassungsgerichtshof den 

§ 72 Abs. 1 Z 2 lit. d des geltenden Heeresdisziplinargesetzes, betreffend den 

Disziplinararrest, mit Ablauf des 31. Mai 1984 aufgehoben. Nach der in der 

Begründung dieses Erkenntnisses dargelegten Rechtsauffassung des Verfassungs­

gerichtshofes wird durch die Androhung von Freiheitsstrafen nur für die Gruppe der 

Wehrmänner und Chargen, nicht aber auch für Offiziere und Unteroffiziere der 

Gleichheitssatz verletzt, woraus sich die Verfassungswidrigkeit der zitierten Be­

stimmung ergibt. 

Durch diese Aufhebung wird die festgestellte Verfassungswidrigkeit aber nur hin­

sichtlich des Disziplinararrestes beseitigt, während der auf Wehrmänner und 

Chargen beschränkte Anwendungsbereich der Ordnungshaft bzw. der Disziplinar­

haft, den die Rechtsmeinung des Verfassungsgerichtshofes gleichermaßen betrifft, 

unberührt bleibt. Damit würde ab 1. Juni 1984, ebenso wie durch die Lücke im 

geltenden System des Heeresdisziplinarrechts infolge eines ersatzlosen Wegfalls 

des Disziplinararrestes, ein nicht vertretbarer Rechtszustand entstehen. Es ist 

daher erforderlich, rechtzeitig vor dem Wirksam werden der Aufhebung des § 72 

Abs. 1 Z 2 lit. d leg.cit. entsprechende Vorsorgen zu treffen. 

Vom Bundesministerium . für Landesverteidi.gunlog wird derzeit eine umfassende 

Neugestaltung des Heeresdisziplinarrechts vorbereitet. Um �!ie sa�hgerechte Vor­

bereitung und parlamentarische Behandlung dieses Gesetzesvorhabens durch den 

erwähnten Aufhebungstermin nicht zu beeinträchtigen, soll dem Erkenntnis des 

Verfassungsgerichtshofes zunächst für die Zeit zwischen dem 1. Juni 1984 und dem 

im Laufe des Jahres 1985 beabsichtigten Inkrafttreten des neuen Heeresdisziplinar­

gesetzes mit einer Novelle zum geltenden Heeresdisziplinargesetz Rechnung getra­

gen werden. Diese Novelle soll sich daher nur auf die im gegenständlichen 

Zusammenhang unbedingt notwendigen Änderungen beschränken. 

Dazu zählt auch die Bedachtnahme auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 

vom 2. Juli 1982, ZI. G 49/81-14, zu den §§ 97 Z 2 und 3 und 112 Abs. 3 des 

Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979. Dem § 112 Abs. 3 leg. cit. entspricht der § 64 

Abs. 3 des Heeresdisziplinargesetzes, dessen Verfassungsmäßigkeit derzeit Gegen­

stand einer Prüfung durch den Verfassungsgerichtshof ist. Durch eine Gesetzes­

änderung analog zur Neufassung des § 112 Abs. 3 des Beamten-Dienstrechts­

gesetzes 1979 mit dem Bundesgesetz BGBl. Nr. 137/1983 soll daher auch im 

Heeresdisziplinargesetz die Rechtslage im Sinne der Judikatur des Verfassungs­

gerichtshofes bereinigt werden. 
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Schließlich ergibt sich aus dem Wehrrech tsänderungsgesetz 1983, BGB!. Nr. 577, 

nach dem u. a. an die Stelle der Dienstleistung als zeitverpflichteter Soldat die 

neue Präsenzdienstart des Wehrdienstes als Zeitsoldat tritt, für die Zeit bis zum 

Inkrafttreten des neuen Heeresdisziplinargesetzes auch noch die Notwendigkeit 

einer Ergänzung der Regelung über die Zusammensetzung der Disziplinar­

kommission für zeitverpflichtete Soldaten durch Beamte in Unteroffiziersfunktion. 

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung des im Entwurf vorgesehenen Bundesge­

setzes gründet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 15 B-VG ("militärische Angelegenheiten"). 

n. Besonderer Teil 

Zu Artikel I 

Zu Z 1 (§ 13 Abs. 2): 

Die im Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 21. Juni 1983, .Zl. G 1/83-8, 

mit welchem der § 72 Abs. 1 Z 2 lit. d des geltenden Heeresdisziplinargesetzes 

aufgehoben wurde, ausgeführte Problematik bezieht sich auf alle freiheitsent­

ziehenden Ordnungs- und Disziplinarstrafen. Mit der vorgesehenen Neufassung soll 

der Strafkatalog der Ordnungsstrafen für alle Soldaten, die Präsenzdienst leisten, 

vereinheitlicht werden (siehe dazu auch die Erläuterungen zu Artikel I Z 8). 

Demnach sollen künftig die Ordnungsstrafen Ausgangs�eschränkung, Ausgangs­

verbot und Crdnungshaft auch über Offiziere und Unteroffiziere, die Ordnungs­

strafe Geldbuße auch über Chargen und Wehrmänner verhängt werden können. 

Zu Z 2 (§ 13 Abs. 3): 

Unter Bedachtnahme auf die durch Art. I Z 1 bewirkte Änderung bzw. auf die mit 

dem Inkrafttreten der Wehrgesetz-Novelle 1977, BGBI. Nr. 385, eingetretene 

Änderung der Rechtslage sollen die Zitierungen angepaßt werden. 

Zu Z 3, 4 und 5 (§ 39 Abs. 3 und § 40 Abs. 5 und 6): 

Durch das Wehrrechtsänderungsgesetz 1983 wird unter anderem das bisherige 

Dienstverhältnis als zeitverpflichteter Soldat im Wege einer mehrjährigen Über­

gangsphase durch den Wehrdienst als Zeitsoldat ersetzt. Gemäß Art. VII des 

genannten Gesetzes gelten für zeitverpflichtete Soldaten, deren Dienstverhältnis 

nach dem 31. Dezember 1983 endet, die ihr Dienstverhältnis betreffenden Be­

stimmungen des Wehrgesetzes 1978 und des Heeresgebührengesetzes jeweils in der 

Fassung vor dem Inkrafttreten des Wehrrechtsänderungsgesetzes 1983 weiter. 

Da es infolge des sukzessiven Ausscheidens von zeitverpflichteten Soldaten in 

absehbarer Zeit nicht mehr möglich sein wird, aus diesem Personenkreis die 
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notwendige Zahl von Mitgliedern der Disziplinarkommission für zeitverpflichtete 

Soldaten in der für die Bildung der Senate gemäß § 40 Abs. 5 und 6 des 

Heeresdisziplinargesetzes erforderlichen dienstrechtlichen Stellung zu bestellen, 

sollen künftig auch Beamte in Unteroffiziersfunktion (§ 11 des Wehrgesetzes 1978) 

zu Mi tgliedern dieser Disziplinarkommission bestellt werden dürfen (§ 39 Abs. 3). 

Weiters soll es aus den angeführten Gründen zulässig sein, daß die weiteren 

Mitglieder der Senate, die bisher Chargen oder Wehrmänner sein mußten, künftig 

auch Unteroffiziere sein dürfen (§ 40 Abs. 5 und 6). 

Zu Z 6 (§ 64 Abs. 3): 

Nach der bisherigen Rechtslage kann der Disziplinarvorgesetzte aus den im § 64 

Abs. 1 und 2 genannten Gründen die vorläufige Dienstenthebung eines Heeresan­

gehörigen verfügen. Der Disziplinarvorgesetzte hat diese vorläufige Dienstenthe­

bung der Disziplinarkommission mitzuteilen, welche die Enthebung zu bestätigen 

oder aufzuheben hat. 

Mit Beschluß vom 28. September 1983, Zl. A 30/83-1, stellte der Verwaltungsge­

richtshof beim Verfassungsgerichtshof den Antrag, den zweiten Satz des § 64 

Abs. 3 des Heeresdisziplinargesetzes, welcher die genannte Uberprüfung der Ent­

scheidung des Disziplinarvorgesetzten durch die Disziplinarkommission regelt, als 

verfassungswidrig aufzuheben. Der Verwaltungsgerichtshof führte in: wesentlichen 

dazu aus, daß Disziplinarvorgesetzter gemäß § 34 des Heeresdisziplinargesetzes 

neben den Kommandanten der Truppenkörper und Heereskörper der Armee­

kommandant und schließlich der Bundesrriinister für Landesverteidigung sei. Eine 

Bestätigung oder Aufhebung einer vom Disziplinarvorgesetzten, gegebenenfalls also 

auch vom Bundesminister für Landesverteidigung verfügten vorläufigen Dienstent­

hebung stelle eine Uberprüfung dieser Maßnahme durch die Disziplinarkommission 

dar. Diese Kontrolle des Bundesministers für Landesverteidigung durch die Diszi­

plinarkommission sei jedoch mit der durch Art. 19 B-VG vorgesehenen verfassungs­

rechtlichen Stellung des Bundesministers für Landesverteidigung als ein oberstes 

Organ nicht vereinbar. 

Mit dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 2. Juli 1982, Zl. G 49/81-14, 

wurden die analogen Bestimmungen des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 über 

die Suspendierung (§§ 97 Z 2 und 3 und 112 Abs. 3 des Beamten-Dienstrechts­

gesetzes 1979) auf Grund der obgenannten Erwägungen als verfassungswidrig 

aufgehoben. 

Die Neuregelung, welche der entsprechenden Regelung im Beamten-Dienstrechts­

gesetz 1979 idF des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 137/1983 nachgebildet ist, soll diese 

Problematik insofern beseitigen, als durch den Disziplinarvorgesetzten zunächst 
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nur eine vorläufige Dienstenthebung verfügt werden kann; gegen sie ist kein 

Rechtsmi ttel zulässig. Der Disziplinarvorgesetzte hat diese Verfügung ungesäumt 

der Disziplinarkommission mitzuteilen. Die Disziplinarkommission hat nun ohne 

Verzug zu entscheiden, ob aus den im § 64 Abs. 1 oder 2 genannten Gründen die 

Dienstenthebung zu verfügen ist. Mit dem Tage dieser Entscheidung soll die 

vorläufige Dienstenthebung ex lege außer Kraft treten. Durch die vom Wortlaut des 

§ 112 Abs. 3 zweiter Satz des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 abweichende 

Formulierung soll klargestellt werden, daß der für das Außerkrafttreten maßgeb­

liche Zei tpunkt die Zustellung an den von der vorläufigen Dienstenthebung Be­

troffenen ist und nicht etwa der Zei tpunkt des Wirksamwerdens gegenüber dem 

Disziplinaranwalt. Die bisherige Bestimmung, wonach die vorläufige Dienstenthe­

bung durch den Vorgesetzten, der sie verhängt hat, und von jedem höheren 

Vorgesetzten außer Kraft gesetzt werden kann, soll entfallen, um zu verhindern, 

daß der Entscheidung der Disziplinarkommission durch eine Behebung der vorläufi­

gen Dienstenthebung die Grundlage entzogen würde. 

Die Regelung, nach welcher die Disziplinarkommission jederzeit eine Dienstenthe­

bung aus den im Abs. 4 genannten Gründen verfügen kann, bleibt unberührt. 

Zu Z 7 (§ 65 Abs. 3): 

Die Neuordnung der Dienstenthebung im § 64 Abs. 3 erfordert eine entsprechende 

Anpassung im § 65 Abs. 3. Überdies soll im vorletzten Satz klargestellt werden, daß 

sowohl dem Beschuldigten als auch dem Disziplinaranwalt das Rechtsmittel der 

Beschwerde gegen die Entscheidung der Disziplinarkommission zusteht. 

Zu Z 8 (§ 72 Abs. 1): 

Mit der vorgesehenen Neufassung soll aus den im Allgemeinen Teil der Erläuterun­

gen dargelegten Gründen ein einheitlicher Strafkatalog für alle Soldaten, die 

Präsenzdienst leisten, geschaffen werden. Demnach sollen künftig die Disziplinar­

strafen Ausgangsbeschränkung, Ausgangsverbot, Disziplinarhaft und Disziplinar­

arrest auch über Offiziere und Unteroffiziere, die Disziplinarstrafen Verweis und 

Geldbuße auch über Chargen und Wehrmänner verhängt werden können. 

Zu Z 9, 10 und 11 (§ 72 Abs. 2, § 76 Abs. 2 und § TI Abs. 3): 

Unter Bedachtnahme auf die durch Art. I Z 7 bewirkte Änderung und auf die mit 

dem Inkrafttreten der Wehrgesetz-Novelle 1977, BGBI. Nr. 385, eingetretene 

Änderung der Rechtslage sollen die Zitierungen angepaßt werden; im § 76 Abs. 2 

soll überdies - im Hinblick auf eine Änderung des Heeresgebührengesetzes - der 

Ausdruck "Prämie" durch " Monatsprämie" ersetzt werden. 
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Zu Artikel n 

Im Hinblick auf das Wirksamwerden der Aufhebung des § 72 Abs. 1 Z 2 lit. d des 

Heeresdisziplinargesetzes durch den Verfassungsgerichtshof mit Ablauf des 31. Mai 

1984 soll die gegenständliche Novelle mit 1. Juni 1984 in Kraft treten. 

Finanzielle Auswirkungen 

Durch die vorgesehene Novelle sind keine finanziellen Auswirkungen zu erwarten. 
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G E G EN U B E R S T EL L U N G 

Entwurf 

jn�2) Ordun9lltrafen für Wehrpflichtige, die Prälenzdienal leisten, .ind 

.) die Verwarnung, 

b) die Geldbuße, 

c) die Auagan�abelChräokung bis zu sieben aufeinaoderfolgenden Tagen, 

d) dal AuagllOg8verbol bit zu lieben aufeinanderfolgeoden Tagen, 

e) die OrdnuOlJllhaft bia zu fünf Tagen. 

i 1).(3) Soweit die im Abs. 2 lit. c bis e genannten 

Ordnungsstrafen bis zur Entlassung des Wehrpflich­

tigen aus dem Präsenzdienst nicht oder nicht mehr 

zur Gänze vollstreckt werden können. tritt an 

ihre Stelle eine Geldstrafe. Diese Geldstrafe 

beträgt fUr jeden Tag 

a) einer Ausgang.beschränkung 20 v.H.. 
. b) eines Ausgangsverbotes )0 v.H. • 
c) einer Ordnungshaft 50 v.H.. 

der Barbezüge. die dem wehrpflichtigen nach S 4 
des Heeresgebührengesetzes in der geltenden Fas­

sung als Taggeld oder nach S S des Heeresgebühren­

gesetzes fUr einen Tag. gebühren: das Ausmaß der 

Geldstrafe hat jedoch im einzelnen FolIe insgesamt 

mindestens zehn Schilling zu betragen. 

.. 

geltende Fassung 

113(2) Ordnungsstrafen für Wehrpflichtige. die 
Präscnzdienst leisten, sind · . 

1. bei Offizieren und Unteroffizieren die 1m 
Abs. t bcnanlllen Ordnungsstrafen, 

2. bei Ch:lrgen und Wehrmännern 
a) die Verwarnung, 
b) die Ausgangsbesdlränkung bis zum HödlSt­

ausmaß von sieben aufeinanderfolgen den 
Tagen, 

e) das Ausgangsverbot bis zum Hödlstausmaß 
von sieben aufeinanderfolgenden Tagen. 

d) die OrJnungshaft bis zum Höchstausmaß 
von Wnf Tagen. 

/13 (3) Soweit die im Abs. 2 Z. 2 lit. b bis d ge­
n�nnten Ordnungsstrafen bis zur Entlassung des 
WehrpHidlligen aus dem Präsenzdienst nidlt oder 
nicht mehr LUr Gänze vollstreckt werden kön­
nen, tritt· an ihre Stelle eine Geldstrafe. Diese 
GddSlrafc beträgt für jeden Tag 

a) einer Ausgangsbesdlränkung . . .. 20 v. H., 
b) eines Ausglngsverbotes . . . .. . . . 30 v. H., 
c) einer Ordnungshaft . ..... . .. . . . 50 v. H. 

der Bubezüge, die dem Wehrpflimtigen nach S .. 
des Hcercsbcbührenbesetzes in der geltenden Fas­
sung b:t.w. nach Art. XI Abs. 2 des BundesgeselZ.es 
11GB\. Nr. 272/1':171 als Tabbcld oder Illdl S 5 
des HCClöt;cbülm:nöeserzcs für einen Tab ge­
bLihn·n; (las Auslllaß dcr Ccld�Lr;lfe hat jedoJl im 
l"inH'lncll falle inst;csarnt mindestens zehn SdliJ­
lin); LU OCLr;lbcn. 

ol 
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Entwurf 

f 3j.<) Die Kommandanten der DienltlteUen, bei denen eine Diazipllnarober­

kommi .. ion für zeitverpflichtete Soldaten eingeletzt ilt, haben aUI dem Kreil. 

der Im örtlichen ZUltändigkeiubereich der jeweili':}en Dien.bteUe i,l Verwen­

dung lItehenden Berufaoffiziere lowie aUI dem Kreise der zeitverpflichteten 

Soldaten und der zur Ausübung einer Unteroffizienfunktion herangezogenen 

Beamten, auf die lieh der ZUlltändigkeitBbereich der bei der jeweiligen Dienllt­

lItelie eingesetzten Disziplinaroberkommiaaion für zeitverpflichtete Soldüten 

eratteckt, unter Bedachtnahme auf die Eignung IMld die dienstrechtliche 

Stellung dieaer Heerelangehörigen, auf die jeweiligen örtlichen und organila­

torilChen Verhältni .. e sowie auf die Bestimmungen über die ZUlammenaetzung 

der Diaziplinarlenate (§ 40) die weiteren Mitglieder der Diaziplinarober­

kommiaaionen für zeitverpflichtete Soldaten zu beiteIlen. 

f�o. (S) Die Senate der Diziplinaroberkommilaion für zeitverpflichtete Soldaten 

belltehen aUi einem Stabl offizier als Vorsitzenden und vier weiteren Mit­

gliedern, voo denen, wenn ein Unteroffizier Beachuldigter ist, eines der 

weiteren Mitglieder Berufaoffizier und drei Unteroffiziere - naeh Möglichkeit 

zwei mit dem gleichen Dienltgrad wie der BelChuldigte - lein müllBn; ilt eine 

Charge oder ein Wehrmann BelChuldigter, 10 müaaen eine. der vier weiteren 

Mitglieder Beruf.offizier, einea Unteroffizier und zwei Unteroffiziere oder 

Chargen - nach Möglichkeit mit dem gleichen Dienstgrad wie der BelChuldigte -

oder Wehrmänner lein. 

.. 

geltende Fassung 

r 3" .(3) Die Kommandanten der DienslStellen, bei 
denen eine Disziplinaroberkommission für zeit­
\'crpflidltCle Soldaten eingesetzt ist, haben aus 
dem Kreise der im örtlichen Zuständigkeits­
bereich der je\\'eili�en Dienststelle in Verwen­
dllll� sldlclHll"/I Hcrufsuffiziere sowie aus dem 
Krci�e dcr uilvcrpflidltclcn Soldalcn. auf die 
�idl der Zmtändigktilsbereich der bei der jewei­
libL'n Dicn)(stelle eingesetzlen Disziplinarober­
kommission für zeicyerpflidltete Soldaten er­

Slft'(kt, unter ßcdJdltll:lhme auf die Eignung 
und die ,Iil'nsr rcdltlidll: Stellung dieser Heeres­
.llIb,hJrigen, Juf die jcweiligen önlidlen und 
ofganisatorisdlcn Verhältnisse sowie auf die Be­
nimlllungcll üLer die Zusammensetzung der Dis­
,iplinarsmate (§ 40) die weileren Mitglieder der 
Disziplinaroberkommissionen für zeitverpllidl­
tele Soldaten zu bestellen. 

ho. (S) Die Senlte der Djsziplinuoberkommission 
für zl.:itverpflidltete Soldaten bestehen aus einem 
Stabsoffizier als Vorsitzcnden und vier weiteren 
Mitgliedern. von denen. wenn ein Unteroffizier 
JlI'\,hllldit;ter ist. eines der weiteren Mitglieder 
Iklllfsoffil.icr und drei Unteroffiziere - nadl 
\liil:li,hkeit einer mit delll hödlSten Diensq;rad 
für uitVl'rpflidllete Unteroffiziere und zwei mit 
Ih'lll glcidlen Dienstgrad wie der Desd luldigte -
�L'in Illüsscn; ist eine Charge oder ein Wehrmann 
JlcsJllIlJigtcr, so müssen eines der vier weiteren 
\lilölinlcr lkrufsoffizier, eines Unteroffizier -
1I.1I.:l! Müglidll,cit mit dem hödlSten Dienstgrad 
iür :i.('itverpflidlteu: Unteroffiziere - und zwei' 
Chargen - IlJth Möglidlkc.it mit dem gleidlen 
Dimsl grad wie der BesdlUldigte - oder Wehr­
männcr sein. 
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HO. �6) Die Senate der Diaziplinarkommisaion für zeitverpflichtete Soldaten beste­

hen aUI einem Stabloffizier oder Hauptmann all Vorsitzenden und zwei 

weiteren Mitgliedern, die, wenn ein Unteroffizier Beschuldigter iet, Unteroffi­

ziere - nach Möglichkeit einer mit dem gleichen Dienstgrad wie der Beschul­

digte - sein müsaen; ist eine Charge oder ein Wehrmann Beschuldigter, 10 muß 

eines der weiteren Mitglieder Unteroffizier und eines Unteroffizier oder 

Charge - nach Möglichkeit mit dem gleichen Dienstgrad wie der Beschuldigte -

oder Wehrmann aein. 

},It.'Cl) Gegen eine vorläufige Dienstenthebung Ist kein Rechtsmittel zuillsllig. Der 

Dilziplinarvorgesetzte hat jede vorläufige Dienstenthebung ungesäumt der 

Diaziplinarkommission mitzuteilen, die über die Dienstenthebung ohne Verzug 

zu entscheiden hat; für diese Entscheidung gelten der Aba. 1 und der ente Satz 

dea Aba. 2 sinngemäß. Die vorläufige Dienstenthebung endet mit dem Tag, an 

dem diese EntSCheidung dem Betroffenen zugestellt wird. 

�'5 . (l) Die Diziplinarkommiaaion entscheidet über die Verfügung der Dienstent­

hebung, über die Beschränkung der Bezüge eines vom Dienet enthobenen 

Heereaangehörigen und über die Aufhebung der Dienltenthebung ohne mündliche 

Verhandlung. Der Beschuldigte und der Diazlpllnaranwalt können gegen die 

Entscheidung der Dlazipllnarkommillion binnen zwei Wochen nach Zustellung 

Beschwerde erheben. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

ge 

HO. «,) Die Senate clrr Disziplinarkommission für 
lei, \'crpflidltcte Soldaten bestehen aus einem 
Stabsoffil.icr oder H auptmann als Vorsitzenden 
lind zwei wcitcren Mitgliedern, die, wenn ein 
Ullll'l'0ffi7,irr D�Lhuldigter ist, Unteroffiziere _ 
Il.ldl 1'.löglidlk(·it einer mit dem hödlSten Dicn.st­
�rad für zcitverpflidlteteUnteroffizicre und einer 
Illit dem glciJlen Dienstgrad wie der BesdlUI­
digte - 6cin müssen ; .ist eine Charge oder ein 
\X'chrnunn IksdlUldigter, so muß eines der wei­
Incn M i tgl icder Unteroffizicr - nach MögHch­
k eit mit dem hödlSten Dicnstgrad für zeitver­
pflidllcte Unteroffiziere - und eines Charge _ 
nadl MligliJlkeit ,m"it dem gleidlcn Dienstgrad 
wie (Irr Besd lUldigtc - oder Wehrmann sein. 

�'�(:j) Gegen eine vorläufige Dienstenthebung ist 
kein �echtsmiuel zulässig, Der Dj�zipljnar­
vorgesetzte: hat jedoch jede vorläufige: Dienstent­
hebung ungesäumt der Din iplinarkommission 
lTlitluteilen, die ohne Verzug die Enthebung zu 
be�tätigen oder aufzuheben h�(, Eine von der 
Disziplinarkommission nodl nicht besrätigte Ent­
hebung vom Dienst kann von dem Vorgc�etz.ten, 
eier sie verhängt hat, und von jedem höheren 
Vorcesetztcn außer Kraft gesetzt werden, 

j,�(�) Die Dis;iplinJlkommission entsd,cidet über 
die Verfüj;lIng dei DicllSlrlHhchung, ncst;iti�ung 
odt'C Aufhehung einer vorläufigen Dien)lenthc­
bung und über die Bcsdl�änkung der Dt!üge 
eines vom Dienst cnthoucncn Hecre5angchöril-\cn 
ohne Ill ljndlidle VahJndlung. Die Entsdlcidung 
dt'r Di�zirlinHkolll"lllission bnn binmn :twei 
\\'OJ1CIl lUd, Zustellung durm BesLhwer.le an­
I'dlldll<:n werd!·n. Die Bc�chwcrdc: hJl keine auf­
.dlichcllJC \\'irkung. 
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Pl..()) Diaziplinaratrafen für Wehrpflichtige, die Präsenzdien.t leilten, sind 

1. bei Offizieren, Unteroffizieren und Chargen 

a) der Verweis, 

b) die Geldbuße, 

cl die Auagangabeachränkung von lieben bit zu 14 aufeinanderfolgenden 

Tagen, 

d) dal AUlglll'lglverbot von lieben bil zu 14 aufeinanderfolgenden Tagen, 

e) die Diaziplinarl'lllft bi, zu 14 Tagen, 

t) der Dilziplinararre.t bis zu 14 Tagen, 

g) die AU88chließung von der Beförderung, 

h) die Degradierung. 

2. Bei Wehrmännern die in Z I genannten Disziplinaratrafen, aUlgenommen 

die Degradierung. 

§ 72 (2) Soweit die im Abs. 1 Z.l lit. c. d und e ge­

nannten Disziplinarstrafen bis zur Entlassung des 

Wehrpflichtigen aus dem Präsenzdienst nicht oder 

nicht mehr zur Gänze vollstreckt werden können oder 

die Disziplinarstrafe Disziplinararrest bis zur 

Entlassung des BeSChuldigten aus dem Präsenzdienst 

noch nicht rechtskräftig ist. tritt an die Stelle 

dieser Strafen eine Geldstrafe. Ist die Disziplinar­

strafe Disziplinararrest infolge eines zu diesem 

Zeitpunkt bestehenden Vollstreckungshindernisses 

(§ 10 a Abs. 2) nicht oder nicht mehr zur Gänze voll­

streckbar, so tritt an die Stelle dieser Disziplinar­

strafe oder ihres nicht mehr vollstreckbaren Teiles 

gleichfalls eine Geldstrafe. Die Geldstrafe beträgt 

für jeden Tag 

öl einer Ausgangsbeschränkung 20 v.H� 

b) eines Ausgangsverbotes 30 vJi.. 

cl einer Disziplinarhaft 70 "U .• 
d) eines Disziplinararrestes 100 'lH. 

§ 72. (I) J)i�ziplillarstrafen, die über Präsenz­
dicJlSl lei�ll'Jlde Heercsangehörige verhängt wer­
dl'n können, sind 

]. hei Offizieren und Unteroffizieren 
a) der Verweis, 
Li) die Geldbuße, 
c) die Aussdlließung von der Beförderung, 
d) die Degradierung; 

2. bei Chargen 
;I) die Ausgangsbesd,ränkunt; von sieben bis 

zu 14 JU{('inlnderfolgellden Tat;en, 
b) dJS Ausgangsverbot von sieben bis :LU 

] 4 aufeinanderfolgenden Tagen, 
c) die DiSl.iplinarhaft bis zu 14 Tat;en, 

d) der Di�zjplillararfl'SL bis zu 14 Tagen, 
e) die Aussd,ließung von der ßeförderung, 
() die Debcadierung; 

3. Lei Wehrmännern die in Z. 2 genannten Dis­
zipli lllnlra{cn, ausgenommen die Degradierung. 

f' � (2) Soweit die im Abs. 1 Z. 2 lit. a, bund c 

ge;lannten Disziplinlfstrafen bis zur Entlassung 
de� \Vc::hrpflidHigen aus dem Präsenz'dienst nicht 
odcr nidH /Ilehr zur Gänze vollstreckt werden 
kiinnt'n oder die Disziplinarstrafe Disziplinar­
arr.:Sl bis zur Elllbssung des ßesdluldigten aus 
dl'lIl PrJscnzdienst nodl uidlt red!tskräftig ist, 
tritt an die Slclle dieser Strafen eine Geldstrafe. 
Isc Jie DisLiplinarstrafe Disziplinararrest infolge 
eines zu dic�ell1 Zeitpunkt bestchenden Voll­
sllCl-kUllpllillJCruisscs (§ 10 a Abs. 2) nidlt oder 
nidll mehr zur Gänze vollstreckbar, so tritt an 
Jie Stelle dieser Disziplinaf5trafe oder ihres nidlt 
lIIehr vol/slfl'ckbaren Tc::iles gleidlfalls eine Geld­
SI ra Ce. Die Geldscrafe beträgt für jeden Tag 

a) einer Aus!;angsbesdlränkung . . 20 v. H., 
b) eines AUS!,;;lOgsverbotes . . . . . . .. 30 v. H., 
c) einer Disziplimrhaft . ... .. . . " 70 v. H., 
d) eines Disziplinarlfrestes .. . . . . 100 v. H. 
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Entwurf 

der BarbezüQe. die dem Wehrpflichtigen nach dem 

S 4 des HeeresQebührengesetzes in der Qeltenden 

FassunQ als TaQQeld und nach S 5 des Heeresge­

bührengesetzes für einen Tag gebühren; das Aus­

maß der Geldstrafe hat jedoch im einzelnen Falle 

insQesamt mindestens zehn SchillinQ zu betraQen. 

S 76.(2) Der Dlsziplinararrest besteht in der Ver­

schließunQ des Bestraften in einem Haftraum 

während der Qanzen Strafdauer. Für die Dauer 

der Vollstreckung des Disziplinararrestes hat 

der Beschuldigte keinen Anspruch auf Dienst­

gradzulage und Monatsprämie nach dem Heeres­

QebUhrengesetz in der geltenden Fassung. Die 

Bestrafung mit Disziplinararrest hat d�e Ver­

längerung des Präsenzdienstes um die im Diszi­

plinararrest verbrachte Zeit und um die zur 

Straf�ollstreckunQ allenfalls noch erforderliche 

Zeit zur FolQe. 

S 77.(3) Erachtet die Disziplinarkommission. daß das 

Dienstvergehen nicht mit einer der beiden im 

Abs. 2 genannten Disziplinarstrafen zu ahnden 

sei. 60 hat sie eine der anderen Disziplinar­

strafen, die im S 72 Ahs. 1 Z 1 lit. a bis f 

genannt sind. zu verhängen. 

gt::LCellUe 10:5:5U119 

dl.'f BarLnüge. dic dcm WchrpllidHigcn nöldl 
dl.'ffi S " dcs Hceresgebührengeserzes in der gcl­
tl'lldl.'n Fassung bzw. nam Art. XI Abs. 2 des 
Jlundesbe�ctzes EGEl. Nr. 272/1971 ö1ls Ta�gcld 
und nadl § S des Hecresgebührengcse(zes für 
einen Tag gebührenj 'das Ausmaß der Geldstufe 
hat jedodl im einzelnen Falle insgesamt min­
destens zehn Sdlilling zu betragen. 

f/b J2) Dcr Disziplinararrest besteht in der Ver­
�ddicßung dcs Bestraften in einem Ihftrölum 
während der ganzen Strafdauer. Für die Dauer 
da VöllsLred-.ung des Disziplinararresres hat der 
Bnchuldigtc keinen Ansprudl auf Dienstgrad-
1ldage lind Prämie nadl dem HccrcsgeLühren­
g<'sel1. in da geltendcn Fassung Lzw. nadl Art. XI 
Abs. 2 des BunJesgeset zes BeBI. Nr. 272/1971. 
1 )ic lleslrafllng mit Disziplinararrest hat die Vcr­
b nge rung des PräscnuJienstes um die im Diszi­
plinararn'sc verbfldHe Zeit und um die zur 
Straf volhucckung allenfalls nodl erforderIidlc 
Zeit zur Fulge.' 

�11. .(3) Eramtet die Diniplinarkommission. daß 
das Dienstvergehen nicht mit einer dcr heiden im 
Abs. 2 genannten Disziplirurstrafen zu ahnden 
sei. so hat sie eine der anderen Disziplinar­
strafen. die im § 72 Abs. 1 Z. 1 lit. a und b bzw. 
Z. 2 lit. a bis d genannt sind. zu verhängen'" 
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